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Regierungsvorlage

Bundesgesetz, mit dem das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, das
Fremdenpolizeigesetz 2005, das Asylgesetz 2005, das BFA-Verfahrensgesetz, das BFA-
Einrichtungsgesetz, das Grundversorgungsgesetz — Bund 2005, das
Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985, das Universititsgesetz 2002, das Hochschulgesetz 2005,
das Auslidnderbeschiftigungsgesetz, das Gedenkstiittengesetz, das Meldegesetz 1991, das
Personenstandsgesetz 2013, das Zivildienstgesetz 1986 und das Sicherheitspolizeigesetz
geindert werden (Fremdenrechtsinderungsgesetz 2018 — FrAG 2018)

Der Nationalrat hat beschlossen:
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Artikel 1
Anderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes

Das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. I Nr. 100/2005, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 32/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 57 folgender Eintrag eingefiigt:
»$ S7a. Verordnungserméchtigung zur Durchfiihrung eines Austrittsabkommens geméaf Art. 50
EUV*

2.. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 60 folgender Eintrag eingefiigt:
,»3 61, Drittstaatsangehdrige mit einem Aufenthaltstitel ,,Forscher eines anderen
Mitgliedstaates*
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3. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 64:
S 64. Studenten

4. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 66 folgender Eintrag eingefiigt:
S 67. Freiwillige*

5.In§ 2 Abs. 1 Z 21 wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 22 angefiigt:

,,22. Unions- oder multilateralenProgramme mit Mobilitdtsmalnahmen: von der Européischen Union
oder der Republik Osterreich finanzierte Programme, die die Mobilitit von
Drittstaatsangehorigen in der Européischen Union oder in Osterreich férdern.*

6. In § 2 Abs. 6 wird der Klammerausdruck ,,(Abs. 2 Z 15) durch den Klammerausdruck ,(Abs. 1 Z 15)
ersetzt.

7.In § 10 Abs. 3 Z 1 wird nach dem Wort ,,Giiltigkeit* die Wortfolge ,,oder ein Visum D fiir Praktikanten
gemil § 20 Abs. 1 Z 10 FPG mit iiberschneidender Giiltigkeit* eingefiigt.

8. In § 19 Abs. 7 wird der Ausdruck ,.kannabweichend* durch die Wortfolge ,kann abweichend® ersetzt.
9. § 20 Abs. 1 lautet:

»(1) Befristete Aufenthaltstitel sind fiir die Dauer von zwdlf Monaten oder fiir die in diesem
Bundesgesetz bestimmte lingere Dauer auszustellen, es sei denn, es wurde jeweils eine kiirzere Dauer des
Aufenthaltstitels beantragt oder das Reisedokument weist nicht die entsprechende Giiltigkeitsdauer auf.*

10. In § 20 Abs. 1a wird der Verweis ,,§ 8 Abs. 1 Z2,4,5,6, 8,9, 10 oder 11 durch den Verweis ,,§ 8
Abs.1722,4,5,6,8,9 oder 10 ersetzt.

11. In § 21 Abs. 2 Z 6 wird nach der Wortfolge ,,und deren Familienangehorige™ die Wortfolge ,,sowie
Fremde, die eine Aufenthaltsbewilligung ,,Student” oder eine Aufenthaltsbewilligung ,Freiwilliger
beantragen, eingefiigt.

12. In §21 Abs.2 Z8 wird nach der Wendung ,,Niederlassungsbewilligung — Sonderfille
unselbstindiger Erwerbstatigkeit der Beistrich durch das Wort ,,oder* ersetzt und entfdllt die Wortfolge
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,»oder eine Aufenthaltsbewilligung ,,Studierender*.

13. In § 21 Abs. 2 Z 10 wird nach dem Klammerausdruck ,(§ 58a) die Wortfolge ,,oder einen giiltigen
Aufenthaltstitel ,,Forscher eines anderen Mitgliedstaates (§ 61)* eingefiigt.

14. In § 21a wird nach Abs. 5 folgender Abs. 5a eingefiigt:

,»(5a) Beabsichtigt die Behorde den Antrag nach Abs. 5 zuriick- oder abzuweisen, so hat die Behorde
dartiber im verfahrensabschlieBenden Bescheid abzusprechen.*

15. In § 41a Abs. 9 wird das Zitat ,BGBI. I Nr. 189/1955% durch das Zitat ,,BGBI. Nr. 189/1955% ersetzt.

16. In §4la Abs. 10 wird das Wort ,Jugendwohlfahrtstrager” durch die Wendung ,Kinder- und
Jugendhilfetriager sowie das Wort ,Jugendwohlfahrtstragers durch die Wendung ,Kinder- und
Jugendhilfetrégers* ersetzt.

17. § 43¢ Abs. 1 lautet:

(1) Drittstaatsangehorigen ist eine ,,Niederlassungsbewilligung — Forscher* zu erteilen, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 erfiillen,

2.sie eine Téatigkeit, die gemdlB § 1 Abs. 2 lit. h AusIBG vom sachlichen Geltungsbereich des
AusIBG ausgenommen ist, fiir eine Forschungseinrichtung ausiiben,

3. sie eine mit einer Forschungseinrichtung (§ 71 Abs. 1) abgeschlossene Aufnahmevereinbarung
(§ 43d) nachweisen und

4. die zustdndige regionale Geschéftsstelle des Arbeitsmarktservice bei begriindeten Zweifeln auf
Anfrage der Behorde das Vorliegen einer Téatigkeit gemal Z 2 festgestellt hat.*

18. Dem § 43¢ werden folgende Abs. 2 bis 5 angefiigt:

,(2) Drittstaatsangehorigen, die eine Forschungstitigkeit geméfl Abs. 1 Z 2 abgeschlossen haben und
die nochmalige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemdBl § 43¢ oder die Erteilung eines Aufenthaltstitels
gemdB § 41 oder § 42 anstreben, kann die ,,Niederlassungsbewilligung — Forscher” im Rahmen eines
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Verfahrens nach § 24 Abs. 1 einmalig zum Zweck der Arbeitssuche oder der Unternehmensgriindung fiir
die Dauer von zwolf Monaten (§ 20 Abs. 1) verldngert werden, sofern die Voraussetzungen des 1. Teiles
mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 weiter vorliegen.

(3) Die Anderung des Aufenthaltszwecks als Inhaber einer ,,Niederlassungsbewilligung — Forscher*
gemdB Abs. 2 im Rahmen eines Zweckdnderungsverfahrens (§ 26) oder eines Verfahrens gemidfl § 24
Abs. 4 ist nur in den Féllen der §§ 41, 42, 43¢ oder 47 Abs. 2 zuléssig.

(4) Entscheidungen tiber die Erteilung einer ,,Niederlassungsbewilligung — Forscher* sind von der
zustiandigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehorde unverziiglich, ldngstens jedoch binnen acht Wochen
zu treffen.

(5) Die ,,Niederlassungsbewilligung — Forscher® ist fiir die Dauer von zwei Jahren auszustellen, es
sei denn, die Aufnahmevereinbarung weist eine kiirzere Dauer auf. In diesen Féllen ist der
Aufenthaltstitel fiir einen um drei Monate iiber die Dauer der Aufnahmevereinbarung hinausgehenden
Zeitraum auszustellen.*

19. In § 43d entfdllt in Z 2 die Wendung ,,, den Umfang®, wird in Z 3 der Punkt am Ende durch einen
Strichpunkt ersetzt und werden folgende Z 4 bis 6 angefiigt:

4. die Zusage der Forschungseinrichtung zur Aufnahme des Drittstaatsangehorigen;
5. die Zusage des Forschers, dass er sich bemiihen wird, die Forschungstétigkeit abzuschlie3en;

6. gegebenenfalls Angaben zu einem beabsichtigten Aufenthalt als Forscher in einem weiteren
Mitgliedstaat, falls dieser zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits bekannt ist.*

20. In § 46 Abs. 1 Z 1 und Abs. 4 Z 3 wird jeweils das Zitat ,,§ 1 Abs. 2 lit. 1 AusIBG* durch das Zitat
»§ 1 Abs. 2 lit. fund i AusIBG* ersetzt.

21. Dem § 46 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

,»(6) Entscheidungen iiber die Erteilung eines Aufenthaltstitels ,,Rot-Wei-Rot — Karte plus“ an
Familienangehdrige von Inhabern einer ,,Niederlassungsbewilligung — Forscher” gemifl § 43¢ sind von
der zustidndigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehdrde unverziiglich, lingstens jedoch binnen acht
Wochen zu treffen. Die Geltungsdauer des Aufenthaltstitels ,,Rot-Weill-Rot — Karte plus® richtet sich
dabei nach der Geltungsdauer des Aufenthaltstitels des Zusammenfiihrenden.*

22.In § 51 Abs. 2 Z 3 wird der Ausdruck ,,ordnungemiB* durch den Ausdruck ,,ordnungsgemal* ersetzt.
23. Nach § 57 wird folgender § 57a samt Uberschrift eingefiigt:

»Verordnungsermichtigung zur Durchfiihrung eines Austrittsabkommens gemif3 Art. 50 EUV

§ 57a. Der Bundesminister fiir Inneres ist erméchtigt, die zur Durchfiihrung eines
Austrittsabkommens gemdfl Art. 50 EUV im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes erforderlichen
Bestimmungen, insbesondere zum Verfahren, mit Verordnung festzulegen.*

24. Nach § 60 wird folgender § 61 samt Uberschrift eingefiigt:
w»Drittstaatsangehorige mit einem Aufenthaltstitel ,,Forscher® eines anderen Mitgliedstaates

§ 61. (1) Drittstaatsangehorigen, die einen giiltigen Aufenthaltstitel ,,Forscher” eines anderen
Mitgliedstaates besitzen, ist eine Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher (,,Forscher-Mobilitdt®)
auszustellen, wenn

1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 erfiillen,

2.sie eine Téatigkeit, die gemdlB § 1 Abs. 2 lit. h AusIBG vom sachlichen Geltungsbereich des
AusIBG ausgenommen ist, fiir eine Forschungseinrichtung ausiiben,

3. sie eine mit einer Forschungseinrichtung (§ 71 Abs. 1) abgeschlossene Aufnahmevereinbarung
(§ 43d) nachweisen,

4. die zustdndige regionale Geschéftsstelle des Arbeitsmarktservice bei begriindeten Zweifeln auf
Anfrage der Behorde das Vorliegen einer Téatigkeit gemal Z 2 festgestellt hat und

5. die Gesamtaufenthaltsdauer gemdB3 Abs. 2 nicht iiberschritten wird.

(2) Die Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher ist grundsitzlich mit der Dauer der im
Bundesgebiet ausgeiibten Forschungstétigkeit, langstens jedoch mit der Giiltigkeitsdauer des
Aufenthaltstitels ,,Forscher des anderen Mitliedstaates zu befristen und kann bis zu einer
Gesamtaufenthaltsdauer von zwei Jahren im Bundesgebiet verldangert werden.



4 von 20

(3) Entscheidungen iiber die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher sind von
der zustindigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehdrde unverziiglich, langstens jedoch binnen acht
Wochen zu treffen.*

25. § 64 samt Uberschrift lautet:
,»Studenten

§ 64. (1) Drittstaatsangehorigen ist eine Aufenthaltsbewilligung als Student auszustellen, wenn sie
1. die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 erfiillen und
2. ein ordentliches Studium an einer Universitit, Fachhochschule, akkreditierten Privatuniversitit,

offentlichen oder privaten Péadagogischen Hochschule gemd dem Hochschulgesetz 2005,
BGBI. I Nr. 30/2006, absolvieren,

3.ein auBerordentliches Studium im Rahmen eines Universitdtslehrganges gemdf § 56
Universititsgesetz 2002, eines Lehrganges zur Weiterbildung gemé § 9 Fachhochschul-
Studiengesetz, eines Universititslehrganges gemaf3 § 3 Abs. 4 Privatuniversititengesetz, BGBI. 1
Nr. 74/2011, oder eines Hochschullehrganges gemil3 § 39 Hochschulgesetz 2005 absolvieren,
dieses mindestens 40 ECTS-Anrechnungspunkte umfasst und nicht ausschlieBlich der
Vermittlung einer Sprache dient,

4.ein auBerordentliches Studium im Rahmen eines Universititslehrganges gemdl § 56
Universititsgesetz 2002, eines Lehrganges zur Weiterbildung gemidBl § 9 Fachhochschul-
Studiengesetz, eines Universitdtslehrganges gemal § 3 Abs. 4 Privatuniversititengesetz oder
eines Hochschullehrganges gemél § 39 Hochschulgesetz 2005 absolvieren, welches auf die in
der Zulassungsentscheidung vorgeschriebene Ergénzungspriifung vorbereitet,

5. ein auferordentliches Studium zur Herstellung der Gleichwertigkeit ihres auslédndischen
Studienabschlusses geméf § 90 Abs. 4 Universititsgesetz 2002, § 6 Abs. 6 Fachhochschul-
Studiengesetz oder § 68 Abs. 4 Hochschulgesetz 2005 absolvieren,

6.ein  auflerordentliches Studium zum Besuch einzelner Lehrveranstaltungen aus
wissenschaftlichen Féachern, sofern das in Z 4 genannte auBerordentliche Studium erfolgreich
abgeschlossen wurde und das Aufnahme- oder Eignungsverfahren aus nicht vom
Drittstaatsangehorigen zu vertretenden Griinden erst im darauffolgenden Semester absolviert
werden kann, oder

7.ein in Z 2 angefiihrtes Studium abgeschlossen haben und im Anschluss daran eine fiir die
Berufsausiibung gesetzlich verpflichtende fachliche Ausbildung absolvieren.

Eine Haftungserklérung ist zuléssig.

(2) Dient der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen der Durchfiihrung eines ordentlichen oder
auBlerordentlichen Studiums, ist die Verldngerung einer Aufenthaltsbewilligung fiir diesen Zweck nur
zuldssig, wenn dieser nach den maBgeblichen studienrechtlichen  Vorschriften einen
Studienerfolgsnachweis der Universitdt, Fachhochschule, akkreditierten Privatuniversitit oder
Péadagogischen Hochschule erbringt und in den Féllen des Abs. 1 Z 4 dariiber hinaus spatestens innerhalb
von zwei Jahren die Zulassung zu einem Studium gemaf3 Abs. 1 Z 2 nachweist. Dient der Aufenthalt des
Drittstaatsangehorigen der Durchfithrung einer gesetzlich verpflichtenden fachlichen Ausbildung gemaf
Abs. 1 Z 7, ist die Verlangerung einer Aufenthaltsbewilligung zu diesem Zweck nur zuldssig, wenn der
Drittstaatsangehorige einen angemessenen Ausbildungsfortschritt nach Mafigabe der der jeweiligen
Ausbildung zugrundeliegenden gesetzlichen Vorschriften erbringt. Liegen Griinde vor, die der
Einflusssphére des Drittstaatsangehdrigen entzogen, unabwendbar oder unvorhersehbar sind, kann trotz
Fehlens des Studienerfolges oder Ausbildungsfortschrittes eine Aufenthaltsbewilligung verlangert
werden.

(3) Die Ausiibung einer Erwerbstitigkeit richtet sich nach dem AusIBG. Diese Erwerbstitigkeit darf
das Erfordernis des Studiums als ausschlieBlichen Aufenthaltszweck nicht beeintriachtigen.

(4) Drittstaatsangehdrigen, die ein Studium oder eine Ausbildung gemdB3 Abs. 1 Z2, 3, 5 oder 7
erfolgreich abgeschlossen haben und die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemdBl §§ 41, 42 oder 43c
anstreben, kann die Aufenthaltsbewilligung als Student im Rahmen eines Verfahrens nach § 24 Abs. 1
einmalig zum Zweck der Arbeitssuche oder der Unternehmensgriindung fiir die Dauer von zwolf
Monaten (§ 20 Abs. 1) verldngert werden, sofern die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des
§ 11 Abs. 2 Z 2 weiter vorliegen.

(5) Die Anderung des Aufenthaltszwecks als Inhaber einer Aufenthaltsbewilligung als Student
gemill Abs. 4 im Rahmen eines Zweckinderungsverfahrens (§ 26) oder eines Verfahrens gemal3 § 24
Abs. 4 ist nur in den Féllen der §§ 41, 42, 43¢ oder 47 Abs. 2 zulissig.
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(6) Entscheidungen iiber die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung als Student sind von der
zustidndigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehorde unverziiglich, langstens jedoch binnen 90 Tagen zu
treffen.

(7) Die Aufenthaltsbewilligung als Student ist an Drittstaatsangehdrige, die an einem Unions- oder
multilateralen Programm mit MobilititsmaBinahmen (§ 2 Abs. 1 Z 21) teilnehmen oder fiir die eine
Vereinbarung zwischen zwei oder mehreren Hochschuleinrichtungen gilt, fiir die Dauer von zwei Jahren
auszustellen.*

26. Nach § 66 wird folgender § 67 samt Uberschrift eingefiigt:
»HFreiwillige
§ 67. (1) Drittstaatsangehorigen ist eine Aufenthaltsbewilligung als Freiwilliger auszustellen, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 erfiillen,

2. sie eine Tatigkeit im Rahmen des Europdischen Freiwilligendienstes im Sinne des § 2 Abs. 2
letzter Satz Freiwilligengesetz, BGBI. I Nr. 17/2012, ausiiben, die gemil § 1 Abs. 2 lit. j AusIBG
vom sachlichen Geltungsbereich des AusIBG ausgenommen ist,

3. sie eine abgeschlossene Vereinbarung iiber die Ableistung des Freiwilligendienstes mit einer
aufnehmenden Organisation nachweisen und

4. die zustdndige regionale Geschiftsstelle des Arbeitsmarktservice bei begriindeten Zweifeln auf
Anfrage der Behorde das Vorliegen einer Tétigkeit gemal Z 2 festgestellt hat.
Eine Haftungserklérung ist zuléssig.

(2) Eine Vereinbarung nach Abs. 1 Z 3 hat jedenfalls zu enthalten:

1. eine Beschreibung des Freiwilligendienstes und Angaben zu dessen Dauer;

2. Angaben zu den Bedingungen der Tétigkeit, insbesondere zu Betreuung und Dienstzeiten des
Freiwilligen;

3. Angaben zu den zur Verfiigung stehenden Mitteln, um fiir den Unterhalt und die Unterkunft des
Freiwilligen zu sorgen, inklusive Taschengeld des Freiwilligen;

4. gegebenenfalls Angaben zur Ausbildung, die der Freiwillige zur ordnungsgeméfen Ausiibung
seines Freiwilligendienstes erhalt.

(3) Entscheidungen iiber die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung als Freiwilliger sind von der
zustandigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehérde unverziiglich, langstens jedoch binnen 90 Tagen zu
treffen.”

27. In § 69 wird nach Abs. 1 folgender Abs. la eingefiigt:

»(1a) Abweichend von Abs. 1 erster Satz entfillt bei Familienangehdrigen von Inhabern einer
Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher (§ 61) die Voraussetzung des § 11 Abs.2 Z2, wenn
nachgewiesen wird, dass sie sich als Familienangehorige des Inhabers der Aufenthaltsbewilligung als
mobiler Forscher bereits im anderen Mitgliedstaat aufgehalten haben.*

28. In § 69 Abs. 2 wird das Wort ,,oder durch das Wort ,fur” ersetzt und nach dem Klammerausdruck
»(§ 66) die Wendung ,,oder fir Freiwillige (§ 67) eingefiigt.

29. In § 69 Abs. 3 wird das Wort ,,oder* durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Klammerausdruck
»(§ 58a) die Wortfolge ,,oder einer Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher (§ 61) eingefiigt.

30. In § 70 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,und den Aufgaben nach Art und Umfang ihres Bestehens
entsprechen* die Wortfolge ,,, und es sich dabei nicht um Bildungseinrichtungen handelt, denen das Recht
zur Schulfithrung gemdB § 8 Abs. 2 oder 3 Privatschulgesetz oder das Offentlichkeitsrecht gemiB § 16
Abs. 1 Privatschulgesetz innerhalb der letzten fiinf Jahre entzogen wurde* eingefiigt.

31. In § 71 Abs. 3 wird das Zitat ,,§ 77 Abs. 2 Z 1 oder 2 durch das Zitat ,,§ 77 Abs. 2 Z 1% ersetzt.

32. Dem § 81 werden folgende Abs. 46 und 47 angefiigt:

,,(46) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes, BGBI. I Nr. XX/2018, erteilte Aufenthaltsbewilligungen
»Studierender® gelten innerhalb ihrer Giiltigkeitsdauer als Aufenthaltsbewilligungen ,,Student™ weiter.

(47) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes, BGBI. I Nr. XX/2018, anhéngige Verfahren zur Erteilung
einer ,,Niederlassungsbewilligung — Forscher” oder einer Aufenthaltsbewilligung ,,Studierender” sind
ehestmdglich, langstens jedoch binnen acht Wochen nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes, BGBI. 1
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Nr. XX/2018, oder binnen sechs Monaten nach Antragstellung, je nachdem welcher Zeitpunkt frither
Eintritt, zu Ende zu fithren.

33. Dem § 82 wird folgender Abs. 27 angefiigt:

»(27) Die §§ 2 Abs. 1 Z 21 und 22, Abs. 6, 10 Abs. 3 Z 1, 19 Abs. 7, 20 Abs. 1 und la, 21 Abs. 2
Z 6,8 und 10, 21a Abs. 5a, 41a Abs. 9, 43¢, 43d, 46 Abs. 1 Z 1, Abs. 4 Z 3 und Abs. 6, 51 Abs. 2 Z 3,
57a, 61, 64 und 67 samt Uberschriften, 69 Abs. la, 2 und 3, 70 Abs. 1, 71 Abs. 3 und 81 Abs. 46 und 47
sowie die Eintrdge im Inhaltsverzeichnis zu §§ 57a, 61, 64 und 67 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XX/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. §4la Abs. 10 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.*

Artikel 2
Anderung des Fremdenpolizeigesetzes 2005

Das Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBL I Nr. 100/2005, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 32/2018, wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 35a folgender Eintrag eingefiigt:
»$ 35b. Auftrag zur Auswertung von Datentrégern‘

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 38 folgender Eintrag eingefiigt:
,»$ 38a. Auswertung von Datentragern‘

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 118:
»S 118. Aufenthaltsadoption oder Vermittlung von Aufenthaltsadoptionen volljahriger Fremder*

4. In § 2 Abs. 4 wird nach Z 13 folgende Z 13a eingefiigt:

,»13a. Praktikant: ein Drittstaatsangehdriger, der fiir die Dauer von 91 bis 180 Tagen im Bundesgebiet
einer Tatigkeit nachgeht, zu deren Ausiibung eine Anzeigebestitigung nach § 3 Abs. 5 AusIBG
fiir Praktikanten (§ 2 Abs. 16 AusIBG) Voraussetzung ist;*

5.In § 2 Abs. 4 wird nach Z 22 folgende Z 22a eingefiigt:

»22a. Schengener Grenzkodex (SGK): die Verordnung (EU) 2016/399 iiber einen Gemeinschaftskodex
fur das Uberschreiten der Grenzen durch Personen, ABl. Nr. L 77 vom 23.03.2016, S. 1 in der
geltenden Fassung;*

6. In § 2 Abs. 4 wird in Z 24 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und wird folgende Z 25 angefiigt:
,,25. Forscher und Studenten-Richtlinie: die Richtlinie (EU) 2016/801 {iber die Bedingungen fiir die
Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehdrigen zu Forschungs- oder Studienzwecken,
zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an einem Freiwilligendienst,

Schiileraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausiibung einer Au-pair-Tétigkeit,
ABIL Nr. L 132 vom 21.05.2016, S. 21 in der geltenden Fassung.*

7.In § 5 Abs. 1 Z 2 wird nach lit. d folgende lit. e angefiigt:
€. die Erteilung von Visa gemil} § 20 Abs. 1 Z 10 im Inland;*

8. In § 8 Abs. 1 wird das Wort ,,Wohnsitz* durch die Wortfolge ,rechtmifligen Wohnsitz“ ersetzt.

9. In § 11 Abs. 9 wird nach dem Klammerausdruck ,(§ 2 Abs. 4 Z 13)* die Wendung ,,oder Praktikanten
(§ 2 Abs. 4 Z 13a)* eingefiigt.

10. Dem § 11b wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Antrige auf Erteilung eines Visums fiir Praktikanten (§ 20 Abs. 1 Z 10) kdénnen von
Drittstaatsangehdrigen wahrend ihres rechtméfligen Aufenthaltes im Bundesgebiet auf der Grundlage
eines von Osterreich erteilten Visums D oder Aufenthaltstitels bei der 6rtlich zustindigen
Landespolizeidirektion im Inland eingebracht werden. Dem Antrag ist bei Vorliegen der Voraussetzungen
des § 24 stattzugeben, sofern kein giiltiges Visum gemal § 20 Abs. 1 Z 10 vorliegt.

I11. In § 12 Abs. 3 und 4 wird jeweils das Wort ,Jugendwohlfahrtstrager” durch die Wendung ,Kinder-
und Jugendhilfetrager* ersetzt.
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12. In § 15 Abs. 4 wird in Z 5 die Wendung ,cines Mitgliedstaates™ durch die Wendung ,.cines anderen
Mitgliedstaates* sowie am Ende der Ziffer der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und werden folgende
Z 6 und 7 angefiigt:

,,0. wenn der Fremde gemal der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines Aufenthaltstitels
,Forscher eines anderen Mitgliedstaates ist, der das SDU nicht vollsténdig anwendet, oder als
dessen Familienangehoriger Inhaber eines Aufenthaltstitels eines anderen Mitgliedstaates ist, der
das SDU nicht vollstindig anwendet;

7. wenn der Fremde gemall der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines Aufenthaltstitels
»Student™ eines anderen Mitgliedstaates ist, der das SDU nicht vollstdndig anwendet, und an
einem Unions- oder multilateralen Programm mit MobilititsmaB3inahmen teilnimmt oder fiir ihn
eine Vereinbarung zwischen zwei oder mehreren Hochschuleinrichtungen besteht.*

13.In § 20 Abs. 1 wird in Z 9 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 10 angefiigt:
,,10. Visum fur Praktikanten.*

14. In § 20 Abs. 2 Z 1 wird das Zitat ,,Abs. 1 Z 1 bis 8 durch das Zitat ,,Abs. 1 Z 1 bis 8 und 10 ersetzt.

15. In § 21 wird in Abs. 1 das Zitat ,,§ 20 Abs. 1 Z 1, 3 bis 5, 8 und 9 durch das Zitat ,,§ 20 Abs. 1Z 1, 3
bis 5 und 8 bis 10“ und in Abs. 2 Z 4 das Zitat ,,§ 20 Abs. 1 Z 1, 3 und 7 bis 9 durch das Zitat ,,§ 20
Abs. 1Z 1,3 und 7 bis 10 ersetzt.

16. In § 24 Abs. 1 wird in Z 2 das Wort ,,oder durch einen Strichpunkt und in Z 3 der Beistrich am Ende
des Satzes durch das Wort ,oder” ersetzt sowie folgende Z 4 angefiigt:

4. einer Tatigkeit als Praktikant (§ 2 Abs. 4 Z 13a), zu deren Ausiibung eine Anzeigebestitigung
nach § 3 Abs. 5 AusIBG Voraussetzung ist,"

17. In § 24 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 2 eingefiigt:

»(2) Abs. 1 findet keine Anwendung auf Fremde, die

1. gemdB der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines giiltigen Aufenthaltstitels ,,Forscher*
eines anderen Mitgliedstaates sind und eine Tatigkeit fiir eine Forschungseinrichtung ausiiben,
die gemal § 1 Abs. 2 lit. h AusIBG vom sachlichen Geltungsbereich des AusIBG ausgenommen
ist;

2. gemdf der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines giiltigen Aufenthaltstitels ,,Student*
eines anderen Mitgliedstaates sind und an einem Unions- oder multilateralen Programm mit
MobilitditsmaBnahmen teilnehmen oder fiir sie eine Vereinbarung zwischen zwei oder mehreren
Hochschuleinrichtungen besteht, sofern sie fiir die Ausiibung einer unselbstidndigen Tatigkeit
iber eine Beschéftigungsbewilligung gemédl § 4 Abs. 3 Z 6 AusIBG verfiigen.*

18. In § 24 Abs. 4 wird die Wortfolge ,Inhaber eines Aufenthaltstitels fiir unternehmensintern transferierte
Arbeitnehmer eines Mitgliedstaates” durch die Wortfolge ,Inhaber eines giiltigen Aufenthaltstitels fiir
unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer eines anderen Mitgliedstaates® ersetzt.

19. In § 31 Abs. 1 erhdlt die bisherige Z 7 die Ziffernbezeichnung ,,9° und werden nach Z 5 folgende Z 6
bis 8 eingefiigt:

,0. wenn sie Inhaber eines giltigen Aufenthaltstitels fiir unternehmensintern transferierte
Arbeitnehmer gemiB ICT-Richtlinie eines anderen Mitgliedstaates sind, der das SDU nicht
vollstindig anwendet, und § 18 Abs. 13 AusIBG erfiillen, solange ihr Aufenthalt im
Bundesgebiet in den vergangenen 180 Tagen nicht insgesamt die Dauer von 90 Tagen
iiberschreitet und die Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1 lit. e SGK erfiillt sind;

7. wenn sie gemdl der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines giiltigen Aufenthaltstitels
.Forscher” eines anderen Mitgliedstaates sind und eine Tatigkeit fiir eine Forschungseinrichtung
ausiiben, die gemél § 1 Abs. 2 lit. h AusIBG vom sachlichen Anwendungsbereich des AuslIBG
ausgenommen ist, oder als deren Familienangehorige Inhaber eines giiltigen Aufenthaltstitels
eines anderen Mitgliedstaates sind, solange jeweils ihr Aufenthalt im Bundesgebiet in den
vergangenen 360 Tagen nicht insgesamt die Dauer von 180 Tagen {iiberschreitet und die
Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1 lit. e SGK erfiillt sind;

8. wenn sie gemdf3 der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines giiltigen Aufenthaltstitels
»Student™ eines anderen Mitgliedstaates sind und an einem Unions- oder multilateralen
Programm mit MobilititsmaBBnahmen teilnehmen oder fiir sie eine Vereinbarung zwischen zwei
oder mehreren Hochschuleinrichtungen besteht, solange ihr Aufenthalt im Bundesgebiet nicht
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insgesamt die Dauer von 360 Tagen iiberschreitet und die Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1
lit. e SGK erfiillt sind, oder*

20. In § 32 Abs. 4 wird das Zitat ,,§§ 51 und 52 AsylG 2005 durch das Zitat ,,§§ 51 bis 52 AsylG 2005
ersetzt.

21. In § 34 Abs. 2 wird das Wort ,,dessen durch das Wort ,,deren’ ersetzt.

22. Nach § 35a wird folgender § 35b samt Uberschrift eingefiigt:
»Auftrag zur Auswertung von Datentriigern

§ 35b. (1) Die Landespolizeidirektion kann den Organen des Offentlichen Sicherheitsdienstes den
Auftrag erteilen, als Beweismittel sichergestellte Datentrdger eines Fremden auszuwerten, sofern die
Voraussetzungen des § 38a vorliegen und eine Auswertung nicht bereits erfolgt ist.

(2) Der Auftrag zur Auswertung von Datentragern ergeht in Ausiibung verwaltungsbehordlicher
Befehlsgewalt; er ist aktenkundig zu machen.*

23. In § 38 erhdlt Abs. 3 die Absatzbezeichnung ,(2)“ und wird in Abs. 2 (neu) folgender Satz angefiigt:

,lm Falle der Sicherstellung von Datentridgern sind nicht diese, sondern die Ergebnisse der Auswertung
samt Sicherungskopie (§ 38a) der Landespolizeidirektion zu iibermitteln.*

24. Nach § 38 wird folgender § 38a samt Uberschrift eingefiigt:
»Auswertung von Datentrigern

§ 38a. (1) Die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes sind erméchtigt, von Daten, die sich auf
sichergestellten Datentrdgern eines Fremden befinden, zum Zweck der Identititsfeststellung eine
Sicherungskopie herzustellen und diese auszuwerten, wenn ein Fall des § 45 Abs. 1 vorliegt und eine
Feststellung der Identitdt fiir eine Zuriickschiebung anhand der vorliegenden Beweismittel nicht moglich
ist oder ein Auftrag geméaB § 35b vorliegt.

(2) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind ermichtigt, von Daten, die sich auf
sichergestellten Datentrdgern eines Fremden befinden, eine Sicherungskopie herzustellen und diese
auszuwerten, wenn ein Fall des § 45 Abs. 1 vorliegt und die Feststellung des Staates, in den der Fremde
zurlickgeschoben werden soll, anhand der vorliegenden Beweismittel nicht mdglich ist oder ein Auftrag
gemal § 35b vorliegt.

(3) Die Datentrdger sind dem Fremden unverziiglich zuriickzustellen, sobald sie fiir die Auswertung
nicht mehr erforderlich sind. § 98 gilt.“

25.In § 40 Abs. 1 wird das Zitat ,,§ 39 Abs. 1 Z 1% durch das Zitat ,,§ 39 Abs. 1 Z 1 bis 3 ersetzt.

26. Dem § 46 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

,»(7) Befindet sich der Fremde in einer Krankenanstalt (§§ 1 und 2 des Bundesgesetzes iiber
Krankenanstalten und Kuranstalten — KAKuG, BGBI. Nr. 1/1957) und steht seine Abschiebung zeitnah
bevor, so hat die Krankenanstalt das Bundesamt auf Anfrage unverziiglich iiber den feststehenden oder
voraussichtlichen Zeitpunkt der Entlassung aus der Anstaltspflege zu informieren. Andert sich der nach
Satz 1 mitgeteilte Zeitpunkt, so hat die Krankenanstalt das Bundesamt aus Eigenem zu informieren.*

27. In §52a Abs. 1 wird nach der Wendung ,versorgt wird,” die Wortfolge ,oder eines
Drittstaatsangehorigen, dem gemill § 57 Abs. 3 aufgetragen wurde, in einer Betreuungseinrichtung des
Bundes, die in einer Verordnung gemifl § 5 Abs. 1 GVG-B 2005 genannt ist, Unterkunft zu nehmen,*

eingefiigt.
28. In § 52a Abs. 2 Z 1 wird nach dem Zitat ,,§ 59 Abs. 6“ die Wortfolge ,,oder die Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemal § 12a Abs. 4 AsylG 2005 eingefiigt.

29. In §52a Abs.3 wird folgender Satz angefiigt: ,Dies gilt auch bei Aufnahme eines
Drittstaatsangehdrigen in eine Betreuungseinrichtung, die in einer Verordnung gemall § 5 Abs. 1 GVG-
B 2005 genannt ist, wenn dem Drittstaatsangehorigen gemifl § 57 Abs. 3 aufgetragen wurde, in dieser
Betreuungseinrichtung Unterkunft zu nehmen.*

30. In § 53 Abs. 3 wird in Z 5 die Wendung ,,mindestens finf Jahren* durch die Wendung ,,mehr als drei
Jahren* ersetzt und in Z 7 am Ende der Ziffer das Wort ,,oder* durch einen Strichpunkt ersetzt.

31. In § 57 Abs. 5 entfillt die Wendung ,,gemal} § 60 Abs. 3“ sowie die Wendung ,,gemil § 61 Abs. 4.
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32.§ 76 Abs. 2 lautet:

,»(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn

1. dies zur Sicherung des Verfahrens iiber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf
die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maflnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des
Fremden die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit gemdB § 67 gefdhrdet, Fluchtgefahr vorliegt
und die Schubhaft verhdltnisméaBig ist,

2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Mafinahme nach
dem 8. Hauptstiick oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und
die Schubhaft verhéltnismaBig ist, oder

3. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Mafinahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte
rechtskréftige Riickkehrentscheidung vorliegt (§ 59 Abs. 5), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht
entgegen. In den Fillen des § 40 Abs. 5 BFA-VG gilt Z 1 mit der Mafigabe, dass die Anordnung der
Schubhaft eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefdhrdung der dffentlichen Ordnung oder
Sicherheit nicht voraussetzt.*

33.In § 76 Abs. 3 wird nach dem Zitat ,,Z 1* das Zitat ,,oder 2% eingefiigt.

34. In § 76 Abs. 5 wird nach der Wendung ,aufenthaltsbeendende Malinahme* der Klammerausdruck
»(Z 1 oder 2)* eingefiigt.

35. Nach § 80 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefiigt:

»(52) In den Fillen des § 76 Abs. 2 letzter Satz ist auf die Schubhaftdauer gemif3 Abs. 5 auch die
Dauer der auf den Festnahmeauftrag gestiitzten Anhaltung anzurechnen, soweit sie nach Stellung des
Antrags auf internationalen Schutz gemal} § 40 Abs. 5 BFA-VG aufrechterhalten wurde. Die Anrechnung
gemdlB Abs. 5 letzter Satz bleibt davon unberiihrt.*

36. In der Uberschrift zu § 118 wird das Wort ,,eigenberechtigter durch das Wort ,,volljihriger ersetzt.

37. In § 118 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort ,eigenberechtigten* durch das Wort ,,volljahrigen*
ersetzt.

38. In § 119 wird das Zitat ,,Grundversorgung nach Art. 15a B-VG, BGBI. I Nr. 80/2004% durch das Zitat
,»Orundversorgungsvereinbarung — Art. 15a B-VG, BGBI. I Nr. 80/2004, ersetzt.

39. § 120 Abs. Ic lautet:

»(1¢) Wer als Fremder

1. entgegen einem rechtskriftigen Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot unrechtmifig in das
Bundesgebiet einreist oder

2.sich nach einer aufgrund der Erlassung eines rechtskriftigen FEinreiseverbots oder
Aufenthaltsverbots erfolgten Ausreise trotz aufrechtem Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot
unrechtméBig im Bundesgebiet aufhilt,

begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit einer Geldstrafe von 5 000 bis 15 000 Euro, im Falle
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. Wer wegen einer solchen
Tat bereits einmal rechtskriftig bestraft wurde, kann an Stelle der Geldstrafe mit Freiheitsstrafe bis zu
sechs Wochen bestraft werden. Als Tatort gilt der Ort der Betretung, bei Betretung in einem 6ffentlichen
Beforderungsmittel die néchstgelegene Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des oOffentlichen
Beforderungsmittels gemél dem Fahrplan des Beforderungsunternehmens moglich ist.*

40. In § 120 wird in Abs. 5 das Zitat ,,Abs. 1a und 1b* durch das Zitat ,,Abs. la, 1b und 1c Z 2% ersetzt
und in Abs. 6 am Ende des Absatzes der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt sowie folgender Satz

angefiigt:
»eine Bestrafung nach Abs. Ic Z2 schlieit eine solche wegen der zugleich geméfl Abs. 1c Z 1
begangenen Verwaltungsiibertretung aus.*

41. In § 120 Abs. 10 wird das Zitat ,,Abs. 1, 1c, 2 und 3* durch das Zitat ,,Abs. 1, Abs. 1¢ Z 1, Abs. 2 und
3% ersetzt.
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42. Dem § 126 wird folgender Abs. 22 angefiigt:

»(22) Die §§ 2 Abs. 4 Z 13a, 22a, 24 und 25,5 Abs. 1 Z 2 lit. e, 8 Abs. 1, 11 Abs. 9, 11b Abs. 3, 15
Abs. 4Z 5bis 7,20 Abs. 1 Z9 und 10, Abs. 2 Z 1,21 Abs. 1 und 2 Z 4, 24 Abs. 1,2 und 4, 31 Abs. 1, 32
Abs. 4, 34 Abs.2, 35b samt Uberschrift, 38 Abs. 2, 38a samt Uberschrift sowie die Eintrige im
Inhaltsverzeichnis zu §§ 35b und 38a, die §§40 Abs. 1, 46 Abs. 7, 52a Abs. 1, Abs. 2 Z 1 und Abs. 3, 53
Abs.3 Z5 und 7, 57 Abs.5, 76 Abs.2, 3 und 5, 80 Abs. 5a, 119 und 120 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. XX/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. § 12 Abs. 3 und 4, die
Uberschrift zu § 118, § 118 Abs. 1 und 2 sowie der Eintrag zu § 118 im Inhaltsverzeichnis in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 treten mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.*

Artikel 3
Anderung des Asylgesetzes 2005

Das Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. I Nr. 100/2005, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 145/2017, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 1 Z 22 werden die Wortfolgen ,,vor der Einreise des subsididr Schutzberechtigten oder des
Asylberechtigten und die Wendung ,,im Herkunftsland® jeweils durch die Wendung ,,vor der Einreise*
ersetzt.

2. Dem § 2 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Abweichend von § 5 Z 10 des Jugendgerichtsgesetzes 1988 — JGG, BGBI. Nr. 599/1988, liegt
eine nach diesem Bundesgesetz mafigebliche gerichtliche Verurteilung auch vor, wenn sie wegen einer
Jugendstraftat erfolgt ist.

3. In § 4a entfdllt der letzte Satz.

4. In § 7 Abs. 2 wird nach dem Zitat ,,§ 27 Abs. 3 Z 1 bis 4 die Wortfolge ,,und bei Vorliegen konkreter
Hinweise, dass ein in Art. | Abschnitt C Z 1, 2 oder 4 der Genfer Fliichtlingskonvention angefiihrter
Endigungsgrund eingetreten ist,” eingefiigt sowie folgender letzter Satz angefiigt:

»Als Hinweise gemidll Satz 1 gelten insbesondere die Einreise des Asylberechtigten in seinen
Herkunftsstaat oder die Beantragung und Ausfolgung eines Reisepasses seines Herkunftsstaates.

5.In § 7 Abs. 2a wird das Wort ,,Unbeachtlich® durch das Wort ,,Ungeachtet” ersetzt.

6. In § 15b Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,,nach Zulassung zum Verfahren®.

7. In § 15b Abs. 3 wird nach der Wendung ,nachgekommen ist“ die Wendung ,,oder ob weitere
Erhebungen zur Identitét erforderlich sind* eingefiigt.

8. In § 15b Abs. 4 wird nach der Wortfolge ,,zur Verfiigung gestellt wird* die Wortfolge ,,, es sei denn,
dem Asylwerber wurde der Status des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt oder ein Aufenthaltstitel
nach dem 7. Hauptstiick erteilt™ eingefiigt.

9. Dem § 15b Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

,Bezieht sich die Anordnung auf eine Betreuungseinrichtung des Bundes, so tritt sie mit Zuweisung des
Asylwerbers an eine Betreuungsstelle eines Bundeslandes aufler Kraft.

10. In § 15¢ Abs. 1 wird im ersten Satz nach der Wortfolge ,,zur Verfligung stellt” die Wortfolge ,,, es sei
denn, dem Asylwerber wurde der Status des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt oder ein
Aufenthaltstitel nach dem 7. Hauptstiick erteilt™ eingefiigt.

11. In § 17 Abs. 3 entfdllt die Wortfolge ,,Asylwerbers oder".
12. Nach § 17 wird folgender § 17a eingefiigt:

»8 17a. (1) Mit der Einbringung eines Antrags auf internationalen Schutz durch einen Fremden gilt
ein Antrag auf internationalen Schutz auch fiir jedes im Bundesgebiet aufthiltige drittstaatszugehdrige
minderjdhrige ledige Kind, dem kein Aufenthaltsrecht fiir mehr als 90 Tage nach diesem oder einem
anderen Bundesgesetz zukommt und zu dessen Vertretung der Fremde befugt ist, als gestellt und
eingebracht.
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(2) Wird ein drittstaatszugehodriges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden, der sich nach
rechtskréftigem Abschluss seines Asylverfahrens unrechtméfig im Bundesgebiet authilt und dessen
Aufenthalt im Bundesgebiet nicht geduldet ist (§ 46a FPG), in Osterreich nachgeboren und ist der
Asylwerber oder Fremde zu dessen Vertretung befugt, hat er dem Bundesamt die Geburt des Kindes
binnen zwei Wochen anzuzeigen.

(3) Mit Einlangen der Anzeige iiber die Geburt beim Bundesamt oder sobald das Bundesamt auf
sonstige Weise Kenntnis von der Geburt erlangt, gilt der Antrag auf internationalen Schutz fiir das Kind
als gestellt und eingebracht, es sei denn, dem Kind kommt bereits ein Aufenthaltsrecht fiir mehr als 90
Tage nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz zu.

(4) Einem Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist die Anzeigepflicht
nach Abs. 2 nachweislich zur Kenntnis zu bringen.*

13. In § 28 Abs. 2 wird das Zitat ,,§ 29 Abs. 3 Z 4 oder 6 durch das Zitat ,,§ 29 Abs. 3 Z 4, 5 oder 6
ersetzt.

14. In § 35 Abs. 1 wird die Wortfolge ,bei der mit konsularischen Aufgaben betrauten Osterreichischen
Vertretungsbehorde durch die Wortfolge ,bei einer mit konsularischen Aufgaben betrauten
osterreichischen Vertretungsbehorde® ersetzt.

15. In § 50 Abs. 2 wird nach dem Wort ,,Geschlecht™ das Wort ,,, Staatsangehorigkeit™ eingefiigt.

16. Inden §§ 50 Abs. 2, 51 Abs. 3, 51a Abs. 2 und 52 Abs. 2 wird nach der Wendung ,,durch Verordnung*
Jjeweils die Wendung ,unter Bedachtnahme auf die Handhabbarkeit und Filschungssicherheit™ eingefiigt.

17. Dem § 50 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Die Verordnung gemif3 Abs. 2 kann vorsehen, dass die Verfahrenskarte mit einem aus kurzer
Distanz kontaktlos auslesbaren Datentriger versehen wird, auf dem insbesondere Namen, Geburtsdatum,
Geschlecht, Lichtbild, Papillarlinienabdriicke der Finger und die Staatsangehdrigkeit des Asylwerbers
gespeichert werden konnen. Wird von dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht, so sind technische
MaBnahmen zu ergreifen, die gewihrleisten, dass die Daten gegen unrechtméBige Verdnderung und
Ermittlung gesichert sind und die Papillarlinienabdriicke der Finger iiberdies nur durch Inhaber eines
eigens dafiir ausgestellten Zertifikates gelesen werden konnen. Dariiber hinaus kann die Verordnung
gemal Abs. 2 vorsehen, dass die Verfahrenskarte mit einer maschinenlesbaren Zone versehen wird, in der
insbesondere Namen, Geburtsdatum, Geschlecht und Staatsangehdrigkeit des Asylwerbers ersichtlich
gemacht werden kdnnen.*

18. Dem § 51 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:
,»$ 50 Abs. 3 gilt sinngemif mit der MaBigabe, dass an die Stelle der darin bezeichneten Verordnung die
Verordnung gemédfl dem ersten Satz tritt.*

19. In §§ 51 Abs. 3, 51a Abs. 2 und 52 Abs. 2 wird jeweils die Wendung ,,Behorde, durch die Wendung
,,Behorde und“ersetzt und entfillt die Wortfolge ,,und Unterschrift des Genehmigenden®.

20. In §§ 51a Abs. 2 und 52 Abs. 2 entfiillt jeweils die Wendung ,,,,Republik Osterreich“ und*.

21. In §55 Abs. 1 Z 2 wird das Zitat ,BGBI. 1 Nr. 189/1955% durch das Zitat ,,BGBI. Nr. 189/1955%
ersetzt.

22. In § 68 Abs. 1 dritter Satz werden das Wort ,sind“ durch die Wortfolge ,kdnnen nach MaBgabe
vorhandener finanzieller und organisatorischer Ressourcen® und die Wortfolge ,,zu gewdhren® durch die
Wortfolge ,,gewdhrt werden® ersetzt.

23. Dem § 70 wird folgender Satz angefiigt:

,Die Befreiung von Gebiihren, Verwaltungsabgaben und Barauslagen gilt auch im Beschwerdeverfahren
vor dem Bundesverwaltungsgericht.*

24. In § 72 Z 4 wird die Wortfolge ,dritter und* durch die Wortfolge ,dritter Satz der Bundesminister fur
Europa, Integration und AuBeres und hinsichtlich Abs. 1* ersetzt.
25. Dem § 73 wird folgender Abs. 20 angefiigt:

»(20) Die §§ 2 Abs. 1 Z22, 2 Abs. 4, 4a, 7 Abs. 2 und 2a, 15b Abs. 1, 3 und 4, 15¢ Abs. 1, 17
Abs. 3, 17a, 28 Abs. 2, 35 Abs. 1, 55 Abs. 1 Z2, 68 Abs. 1, 72 Z 4, 75 Abs. 27 in der Fassung des
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Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. § 70 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 tritt riickwirkend mit 1. Janner 2018 in Kraft. Die §§ 50 Abs. 2 und
3,51 Abs. 3, 51a Abs. 2 und 52 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 treten
mit 1. Janner 2019 in Kraft.“

26. Dem § 75 wird folgender Abs. 27 angefiigt:

»(27) § 17a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 ist auf im Bundesgebiet
aufhiltige drittstaatszugehdrige minderjdhrige ledige Kinder, deren Vertreter einen Antrag auf
internationalen Schutz vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 eingebracht haben,
sowie auf vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. XX/2018 im Bundesgebiet nachgeborene
drittstaatszugehorige Kinder und deren Vertreter nicht anzuwenden.*

Artikel 4
Anderung des BFA-Verfahrensgesetzes

Das BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), BGBL I Nr. 87/2012, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 32/2018, wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zur Uberschrift des 1. Abschnitts des 1 Hauptstiicks des
2. Teils:
,»1. Abschnitt: Behordenauftrage™

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 35 folgender Eintrag eingefiigt:
S 35a. Auftrag zur Auswertung von Datentriagern®

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 39:
»$ 39. Sicherstellen von Beweismitteln und Bargeld*

4. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 39 folgender Eintrag eingefiigt:
59 39a. Auswertung von Datentrigern‘

5. § 9 Abs. 4 entfillt.

6. In § 10 Abs. 3, 4 und 5 sowie § 11 Abs. 5 wird jeweils das Wort ,Jugendwohlfahrtstriger durch die
Wendung ,Kinder- und Jugendhilfetriger® ersetzt.

7.8 16 Abs. 1 lautet:

,(1) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen einen Bescheid des Bundesamtes in den Féllen
des Abs. 2 und des § 7 Abs. 2 AsylG 2005, sofern der Status des Asylberechtigten aberkannt und die
Aberkennung mit einer aufenthaltsbeendenden MaBinahme verbunden wurde, betriagt abweichend von § 7
Abs. 4 erster Satz des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes — VwGVG, BGBI. I Nr. 33/2013, zwei
Wochen. Dies gilt nicht, wenn es sich bei dem Fremden im Zeitpunkt der Bescheiderlassung um einen
unbegleiteten Minderjéhrigen (§ 2 Abs. 1 Z 17 NAG) handelt oder die aufenthaltsbeendende Mafinahme
mit der Feststellung verbunden ist, dass die Zuriickweisung, Zuriickschiebung oder Abschiebung des
Fremden unzuléssig ist.*

8. In § 16 Abs. 3 entfillt der letzte Satz.

9. § 18 Abs. 1 Z 3 lautet:

3. der Asylwerber das Bundesamt durch falsche Angaben oder Dokumente oder durch
Verschweigen wichtiger Informationen oder durch Zuriickhalten von Dokumenten iiber seine
Identitét oder seine Staatsangehorigkeit zu tduschen versucht hat,

10. In § 24 Abs. 1 entfdllt in Z 3 die Wortfolge ,,des 7. Hauptstiickes*.

11. In § 28 Abs. 1 wird nach dem Wort ,Riickkehren,” die Wendung ,,einschlielich der fiir die Erlassung
eines Bescheides gemél § 2 Abs. 1c oder le GVG-B 2005 erforderlichen Angaben, eingefiigt.

12. In §29 Abs. 1 Z 14 wird das Wort ,Jugendwohlfahrtstragern® durch die Wendung ,Kinder- und
Jugendhilfetragern® ersetzt.
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13. Die Uberschrift des 1. Abschnitts des 1. Hauptstiicks des 2. Teils lautet:
,Behordenauftrige®

14. Nach § 35 wird folgender § 35a samt Uberschrift eingefiigt:
»Auftrag zur Auswertung von Datentriigern

§35a. (1) Das Bundesamt kann die Auswertung von sichergestellten Datentrigern eines
Asylwerbers anordnen, sofern die Voraussetzungen des § 39a vorliegen und eine Auswertung nicht
bereits erfolgt ist.

(2) Der Auftrag zur Auswertung von sichergestellten Datentrdgern ergeht in Ausiibung
verwaltungsbehdrdlicher Befehlsgewalt; er ist aktenkundig zu machen.*

15.In § 38 Abs. 1 erhalten Z 4 und 5 die Ziffernbezeichnungen ,,3* und ,,4 und lautet der Schlussteil:

»soweit in den Féllen der Z 3 und 4 nicht ausgeschlossen werden kann, dass der Fremde Gegenstdnde und
Dokumente, die Aufschluss iiber seine Identitit, seine Staatsangehorigkeit, seine Reiseroute oder seine
Fluchtgriinde geben konnen, oder Bargeld mit sich fiihrt und auch nicht auf Aufforderung vorlegt. Vor
einer Durchsuchung ist der Fremde aufzufordern, alle mitgefiihrten Beweismittel und das mitgefiihrte
Bargeld freiwillig herauszugeben.*

16. In § 38 Abs. 2 wird nach der Wendung ,,verpflichtet ist* die Wortfolge ,,, oder er Datentréger mit sich
fiihrt, die als Beweismittel gemdf3 § 39 sichergestellt werden sollen,” eingefiigt.

17. Die Uberschrifi des § 39 lautet:
»dicherstellen von Beweismitteln und Bargeld“

18. Dem § 39 Abs. 1 werden folgende Scitze angefiigt:

,»Im Falle einer Anordnung gemdf § 43 Abs. 1 sind die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes auch
ermichtigt, jenen Teil des mitgefiihrten Bargeldes, der einen dem Fremden jedenfalls zu belassenden
Betrag von 120 Euro oder Euro-Gegenwert, nicht aber einen Hochstbetrag von 840 Euro oder
Euro-Gegenwert iberschreitet, sicherzustellen. Wird Bargeld sichergestellt, so ist der Fremde
nachweislich iiber die Beitragspflicht, den Anspruch auf Ausfolgung eines allfdlligen Differenzbetrages
und das Recht, dessen Feststellung zu beantragen, sowie die Rechtsfolge des Verfalls gemil3 § 2 Abs. 1b
bis 1e GVG-B 2005 zu informieren.*

19. Nach § 39 Abs. 1 werden folgende Abs. 1a und 1b eingefiigt:

»(1a) Ist im Rahmen der Sicherstellung von Bargeld in Fremdwéhrung die Ermittlung des Euro-
Gegenwertes oder die Ausfolgung der in Abs. 1 genannten Betrdge fiir die Organe des offentlichen
Sicherheitsdienstes mit einem unverhdltnisméfigen Aufwand verbunden, so ist das mitgefiihrte Bargeld
zur Génze sicherzustellen und dem Bundesamt zu iibermitteln. Das Bundesamt hat dem Fremden den ihm
zu belassenden Betrag sowie einen iiber den Hochstbetrag allenfalls hinausgehenden Restbetrag ohne
unndtigen Aufschub von Amts wegen auszufolgen.

(1b) Ist der Fremde auch fiir einen oder mehrere unterhaltsberechtigte Familienangehorige
beitragspflichtig (§ 2 Abs. 1b GVG-B 2005), so erhdhen sich die in Abs. 1 genannten Betrdge fiir diesen
um 100 vH fiir jeden unterhaltsberechtigten Familienangehorigen. Dies gilt hinsichtlich des in Abs. 1
genannten, dem Fremden jedenfalls zu belassenden Betrags nur, wenn dieser nicht bereits im Rahmen
einer Sicherstellung des vom unterhaltsberechtigten Familienangehdrigen mitgefithrten Bargeldes geméaf
Abs. 1 beriicksichtigt wurde. Unterhaltspflichten und Unterhaltsberechtigungen bestimmen sich fiir
Zwecke dieses Bundesgesetzes nach osterreichischem Recht.*

20. § 39 Abs. 3 lautet:

,(3) Uber eine Sicherstellung geméiB Abs. 1 und 1a ist dem Betroffenen eine schriftliche Bestitigung
auszufolgen, aus der, wenn Bargeld sichergestellt wird, die Hohe des sichergestellten Betrages
hervorgehen muss. Die Beweismittel sind dem Bundesamt zu {ibergeben und von diesem, sobald sie nicht
mehr fiir Verfahren oder fiir eine Abschiebung benétigt werden, dem Betroffenen zuriickzustellen, es sei
denn, sie wiren nach einem anderen Bundesgesetz sicherzustellen. Im Falle der Sicherstellung von
Datentrdgern sind nicht diese, sondern die Ergebnisse der Auswertung samt Sicherungskopie (§ 39a) dem
Bundesamt zu {iibermitteln. Im Falle der Sicherstellung von Bargeld sind dem Bundesamt der
sichergestellte Bargeldbetrag und eine Kopie der dem Asylwerber ausgefolgten Bestitigung zu
ibermitteln.*
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21. Nach § 39 wird folgender § 39a samt Uberschrift eingefiigt:
»Auswertung von Datentrigern

§ 39a. (1) Die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes sind erméchtigt, von Daten, die sich auf
sichergestellten Datentrédgern befinden, zum Zweck der Identitétsfeststellung eine Sicherungskopie
herzustellen und diese auszuwerten, wenn ein Fremder einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat und eine Feststellung der Identitit anhand der vorliegenden Beweismittel nicht moglich ist oder ein
Auftrag gemdf3 § 35a vorliegt.

(2) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind erméchtigt, von Daten, die sich auf
sichergestellten Datentrigern befinden, zum Zweck der Bestimmung des fiir die Priifung des Antrages auf
internationalen Schutz zustindigen Staates eine Sicherungskopie herzustellen und diese auszuwerten,
sofern die Reiseroute des Fremden anhand der vorliegenden Beweismittel nicht festgestellt werden kann
oder ein Auftrag gemaf § 35a vorliegt.

(3) Die Datentrdger sind dem Fremden unverziiglich zuriickzustellen, sobald sie fiir die Auswertung
nicht mehr erforderlich sind. § 23 gilt.“

22. Nach § 40 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 eingefiigt:

»(5) Stellt ein Fremder wéhrend einer Anhaltung auf Grund eines Festnahmeauftrags gemif3 § 34
Abs. 3 Z 1 oder 3 cinen Antrag auf internationalen Schutz, kann diese aufrechterhalten werden, wenn
Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzdgerung der Vollstreckung -einer
aufenthaltsbeendenden MaBnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. § 11 Abs. 8 und § 12 Abs. 1
gelten dabei sinngemal.*

23. In § 42 Abs. 2 wird die Wendung ,den Reiseweg® durch die Wendung ,,die Reiseroute® ersetzt und
nach dem Klammerausdruck ,,(§ 38)“ das Wort ,,ergeben eingefiigt.

24. In §43 Abs. 1 Z2 lit. a wird die Wortfolge ,,Sicherung einer aufenthaltsbeendenden Malnahme*
durch die Wendung ,,weiteren Verfahrensfilhrung und die Wortfolge ,einer Erstaufnahmestelle oder
einer Regionaldirektion* durch die Wortfolge ,einer Erstaufnahmestelle, einer Regionaldirektion oder
einer Auflenstelle ersetzt.

25. In §47 Abs. 2 wird das Zitat ,,§§ 38 Abs. 1 Z 4 und 5° durch das Zitat ,,§§ 38 Abs. 1 Z 3 und 4
ersetzt.

26. Dem § 56 wird folgender Abs. 12 angefiigt:

,(12) Die §§ 16 Abs. 1, 18 Abs. 1 Z 3, 24 Abs. 1 Z 3, 28 Abs. 1, die Uberschrift des 1. Abschnitts
des 1. Hauptstiicks des 2. Teils, 35a samt Uberschrift, 38 Abs. 1 und 2, die Uberschrift zu § 39, §§ 39
Abs. 1 bis 1b und 3, 39a samt Uberschrift, §§ 40 Abs. 5, 42 Abs. 2, 43 Abs. 1 Z 2 lit. a, 47 Abs. 2 sowie
die Eintriige im Inhaltsverzeichnis zur Uberschrift des 1. Abschnitts des 1. Hauptstiicks des 2. Teils und
zu §§ 35a, 39 und 39a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2108 treten mit 1. September
2018 in Kraft. Die §§ 10 Abs.3, 4 und 5, 11 Abs.5 sowie 29 Abs1 Z 14 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 treten mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. §§ 9
Abs. 4 und 16 Abs. 3 letzter Satz treten mit Ablauf des 31. August 2018 auBler Kraft.”

Artikel 5
Anderung des BFA-Einrichtungsgesetzes

Das BFA-Einrichtungsgesetz (BFA-G), BGBIL I Nr. 87/2012, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 70/2015, wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 5 folgender Eintrag eingefiigt:
.S Sa. Information der Medien®

2.1In§ 2 Abs. 5 wird das Zitat ,,§§ 38 Abs. 1 Z 4 und 5 durch das Zitat ,,§§ 38 Abs. 1 Z 3 und 4* ersetzt.

3. Nach § 5 wird folgender § 5a samt Uberschrift eingefiigt :
,Information der Medien

§ 5a. (1) Dem Bundesamt obliegt die Information der Medien (§ 1 Mediengesetz — MedienG, BGBI.
Nr. 314/1981) tiber von diesem gefiihrte Verfahren nach Maligabe der nachstehenden Absdtze unter
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Beriicksichtigung des Interesses der Offentlichkeit an sachlicher Information iiber Verfahren, die
offentliche Bedeutung erlangt haben.

(2) Eine Information der Medien ist nur zuldssig, wenn durch ihren Zeitpunkt und Inhalt die
Personlichkeitsrechte der betroffenen Personen sowie der Anspruch auf ein faires Verfahren nicht verletzt
werden.

(3) Auskiinfte sind nicht zu erteilen, soweit schutzwiirdige Geheimhaltungsinteressen, insbesondere
der betroffenen Personen oder ihrer Familienangehorigen sowie der Schutz vor Bekanntgabe der Identitét
nach Maflgabe der Bestimmungen der §§ 7 bis 7b MedienG entgegenstehen oder ihr Inhalt als verbotene
Veroffentlichung im Sinne des § 301 Strafgesetzbuch (StGB), BGBI Nr. 60/1974, zu wiirdigen wire.
Gleiches gilt, wenn durch die Auskunft das verwaltungsbehordliche Ermittlungsverfahren gefahrdet
wire.“

4. Dem § 8 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

.(5) Die §§ 2 Abs. 5 und 5a samt Uberschrift sowie der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 5a in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft.“

Artikel 6
Anderung des Grundversorgungsgesetzes-Bund 2005

Das Grundversorgungsgesetz-Bund 2005 (GVG-B 2005), BGBI. I Nr. 100/2005, zuletzt gedndert
durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 32/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 2 Abs. 1a werden folgende Abs. 1b bis e eingefiigt:

»(1b) Asylwerber geméll Abs. 1, die Leistungen nach diesem Bundesgesetz beziechen, sind
verpflichtet, aus ihrem sichergestellten Bargeld (§ 39 Abs. 1 oder 1b BFA-VGQG) zur Bestreitung der
Kosten, die mit der Gewdhrung dieser Leistungen an sie und an allfillige ihnen gegeniiber
unterhaltsberechtigte Familienangehorige (§ 2 Abs.2 Z22 AsylG 2005), soweit diese nicht selbst
ausreichend Bargeld mit sich fiithren, verbunden sind, pro Tag und Person einen finanziellen Beitrag in
Hohe des geltenden Kostenhochstsatzes gemél Art. 9 Z 1 der Grundversorgungsvereinbarung zu leisten.
Eine Beitragspflicht fiir unterhaltsberechtigte Familienangehorige gemdB Satz 1 besteht jedoch nur
insoweit, als das beim unterhaltspflichtigen Asylwerber sichergestellte Bargeld (§ 39 Abs. 1 oder 1b
BFA-VG) iiber den in § 39 Abs. | BFA-VG festgelegten Hochstbetrag hinausgeht. Unterhaltspflichten
und Unterhaltsberechtigungen bestimmen sich fiir Zwecke dieses Bundesgesetzes nach Osterreichischem
Recht.

(1c) Ubersteigt zum Zeitpunkt der Beendigung der Versorgung durch den Bund der sichergestellte
Bargeldbetrag (§ 39 Abs. 1 oder 1b BFA-VG) den finanziellen Beitrag gemiBl Abs. 1b, so ist der
Differenzbetrag ohne unnétigen Aufschub dem Asylwerber oder dessen gesetzlichen Vertreter von Amts
wegen gegen Bestitigung auszufolgen. Auf Antrag ist mit Bescheid festzustellen, ob und gegebenenfalls
in welcher Hohe die Ausfolgung eines Differenzbetrages gebiihrt. Ein solcher Antrag ist bei sonstiger
Unzuldssigkeit binnen zwei Wochen ab der Ausfolgung des Differenzbetrages oder mangels einer solchen
ab der Beendigung der Versorgung durch den Bund beim Bundesamt einzubringen.

(1d) Ist die Ausfolgung des Differenzbetrages gemifl Abs. Ic binnen sechs Wochen nach der
Beendigung der Versorgung durch den Bund aus vom Asylwerber zu vertretenden Griinden nicht
mdglich, verfallt dieser zu Gunsten des Bundes.

(le) Bezieht ein Asylwerber trotz Anspruch gemiB8 Abs. 1 keine Leistungen nach diesem
Bundesgesetz, so ist das sichergestellte Bargeld (§ 39 Abs. 1 oder 1b BFA-VG) nach der Beendigung des
Zulassungsverfahrens oder der Einstellung des Asylverfahrens (§ 24 AsylG 2005) — je nachdem, welcher
dieser Zeitpunkte frither eintritt — ohne unndtigen Aufschub dem Asylwerber oder dessen gesetzlichen
Vertreter von Amts wegen gegen Bestitigung auszufolgen. Auf Antrag, der binnen zwei Wochen ab
Ausfolgung des sichergestellten Bargelds beim Bundesamt einzubringen ist, ist mit Bescheid
festzustellen, dass die Hohe des nach Satz 1 ausgefolgten Bargeldbetrags jener des sichergestellten
Bargeldbetrags (§ 39 Abs. 1 oder 1b BFA-VG) entspricht. Ist die Ausfolgung des sichergestellten
Bargelds (§ 39 Abs. 1 oder 1b BFA-VG) binnen sechs Wochen nach dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt
aus vom Asylwerber zu vertretenden Griinden nicht moglich, verfillt dieses zu Gunsten des Bundes.*

2. In §8 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Volksgruppe und Gesundheitszustand“ durch die Wortfolge
»Volksgruppe, Gesundheitszustand und sichergestellte Bargeldbetrige gemil § 39 Abs. 3 BFA-VG*
erselzt.
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3. In §8 Abs. 10 wird das Wort ,Jugendwohlfahrtsbehdrden™ durch die Wendung ,Kinder- und
Jugendhilfetriger* ersetzt.

4. Dem § 16 wird folgender Abs. 23 angefiigt:

»(23) Die §§2 Abs. 1b bis le sowie 8 Abs.1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. XX/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. § 8 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XX/2018 tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.”

Artikel 7
Anderung des Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985

Das Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311/1985, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 32/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 7a Abs. 3 entfillt die Wendung ,,Vormundschafts oder.
2.In § 1la entfillt in Abs. 4 die Z 1 und wird folgender Abs. 7 angefiigt:

,»(7) Einem Fremden ist nach einem rechtméfBigen und ununterbrochenen Aufenthalt von mindestens
zehn Jahren im Bundesgebiet und unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 8, Abs. 2 und 3 die
Staatsbiirgerschaft zu verleihen, wenn ihm der Status als Asylberechtigter zukommt, sofern das
Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl auf Anfrage mitteilt, dass weder ein Verfahren nach § 7
AsylG 2005 eingeleitet wurde noch die Voraussetzungen fiir die Einleitung eines solchen Verfahrens
vorliegen.*

3. In § 12 Abs. 1 Z 2 wird das Wort ,eigenberechtigt durch das Wort ,,voll handlungsféhig™ sowie das
Wort ,,Eigenberechtigung® durch das Wort ,,vollen Handlungsfahigkeit™ ersetzt.

4.Ing§ 15 Abs. 1 Z 4 wird das Zitat ,,§ 11a Abs. 4 Z 1 durch das Zitat ,,§ 11a Abs. 7 ersetzt.

5. In § 21 Abs. 2 wird vor dem Wort ,Fremder* das Wort ,volljéhriger” eingefiigt und entfillt die
Wortfolge ,,, der eigenberechtigt ist oder der das 18. Lebensjahr vollendet hat und nur infolge seines
Alters nicht eigenberechtigt ist,.

6. In § 27 Abs. 2 wird das Wort ,eigenberechtigter” durch die Wendung ,,voll handlungsfahiger ersetzt
und entfdllt die Wendung ,,Vormundschafts oder®.

7. In § 28 Abs. 4 wird das Wort ,eigenberechtigten™ durch die Wendung ,,voll handlungsfahigen* sowie
das Wort ,eigenberechtigt™ durch die Wendung ,,voll handlungsfahig® ersetzt und entfdllt die Wendung
,,Vormundschafts oder*.

8. In § 30 Abs. 2 wird das Wort ,eigenberechtigten durch die Wendung ,,voll handlungsféhigen® ersetzt.

9. Dem § 64a werden folgende Abs. 28 und 29 angefiigt:

»(28) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. XX/2018 anhidngige
Verfahren sind nach den Bestimmungen in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. XX/2018 zu
Ende zu fiihren.

(29) Die §§ 11a Abs. 7, 15 Abs. 1 Z 4 und 64a Abs. 28 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. XX/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. Die §§ 7a Abs. 3, 12 Abs. 1 Z2, 21 Abs. 2, 27
Abs. 2, 28 Abs. 4 und 30 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 treten mit dem
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. § 11a Abs. 4 Z 1 tritt mit Ablauf des 31. August 2018 aufler
Kraft.“

Artikel 8
Anderung des Universititsgesetzes 2002

Das Universititsgesetz 2002 (UG), BGBI. I Nr. 120/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 31/2018, wird wie folgt geéndert:

1. Dem § 60 Abs. 6 wird folgender Satz angefiigt:

»Die Vertretung ausléndischer Studienwerberinnen und -werber durch Personen, die nicht zur
berufsmdBigen Parteienvertretung in Osterreich zugelassen oder nicht durch Gesetz zur Vertretung
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berechtigt sind, ist nicht zuldssig. Antrdge, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, sind
zurlickzuweisen.*

2.§ 63 Abs. 1 Z 3 lautet:

,,3. die fir den erfolgreichen Studienfortgang notwendigen Kenntnisse der deutschen oder, wenn das
Studium in englischer Sprache abgehalten wird, der englischen Sprache; fiir die Zulassung zu
einem Doktoratsstudium die fiir den erfolgreichen Studienfortgang notwendigen Kenntnisse der
Sprache, in welcher das Studium abgehalten wird,*

3. § 63 Abs. 10 lautet:

,(10) Personen, deren Erstsprache nicht die Sprache ist, in welcher das Studium abgehalten wird,
haben die fiir den erfolgreichen Studienfortgang notwendigen Kenntnisse dieser Sprache nachzuweisen.
Die Kenntnis der Sprache wird insbesondere durch ein Reifepriifungszeugnis auf Grund des Unterrichts
in dieser Sprache nachgewiesen. Das Rektorat kann durch Verordnung weitere Nachweise der
erforderlichen Sprachkenntnisse festlegen.*

4. Nach § 63 Abs. 10 werden folgende Abs. 10a und 10b eingefiigt:

,»(10a) Kann der Nachweis der Kenntnis der deutschen Sprache nicht erbracht werden, hat das
Rektorat die Ablegung einer Ergdnzungspriifung vorzuschreiben, die vor der Zulassung abzulegen ist. In
den kiinstlerischen Studien ist die Ergdnzungspriifung nicht vor der Zulassung abzulegen, wenn eine
abweichende Regelung gemif Abs. 11 im Curriculum festgelegt worden ist.

(10b) Die Ergdnzungspriifung fiir den Nachweis der Kenntnis der deutschen Sprache ist im Rahmen
des Besuches eines dafiir eingerichteten Universititslehrganges abzulegen. Die Vorschreibung dieser
Ergénzungspriifung setzt Kenntnisse der deutschen Sprache im Zeitpunkt der Antragstellung fiir das
Studium zumindest im Ausmal} des Niveaus A2 des Gemeinsamen Europdischen Referenzrahmens fiir
Sprachen (GeR) des Europarats voraus. Als Nachweis iiber diese Kenntnisse der deutschen Sprache
gelten allgemein anerkannte Sprachdiplome, die durch Verordnung des Rektorates festzulegen sind. Aus
dem Sprachdiplom muss hervorgehen, dass die Inhaberin oder der Inhaber {iber Kenntnisse der deutschen
Sprache zumindest auf Niveau A2 des Gemeinsamen Europdischen Referenzrahmens fiir Sprachen
verfiigt. Das Sprachdiplom darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht &lter als zwei Jahre sein. Diese
Regelung gilt nicht fiir kiinstlerische Studien, wenn durch Verordnung des Rektorats die Durchfithrung
der Ergédnzungspriifung fiir den Nachweis der Kenntnis der deutschen Sprache in abweichender Form
festgelegt worden ist.*

5. Dem § 143 wird folgender Abs. 55 angefiigt:

»(55) Die §§ 60 Abs. 6 und 63 Abs. 1 Z3, Abs. 10, 10a und 10b in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XX/2018 sind auf Antrdge fir die Zulassung zu Studien ab dem Sommersemester 2019
anzuwenden.

Artikel 9
Anderung des Hochschulgesetzes 2005
Das Hochschulgesetz 2005, BGBI. I Nr. 30/2006, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 32/2018, wird wie folgt gedndert:
1. Dem § 50 Abs. 11 werden folgende Scitze angefiigt:

,Die Vertretung auslédndischer Studienwerberinnen und Studienwerber durch Personen, die nicht zur
berufsmiBigen Parteienvertretung in Osterreich zugelassen oder nicht durch Gesetz zur Vertretung
berechtigt sind, ist nicht zuldssig. Antrdge, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, sind
zuriickzuweisen.*

2.§ 52 Abs. 1 Z 3 lautet:
,.3. die flir den erfolgreichen Studienfortgang notwendigen Kenntnisse der deutschen Sprache.*

3. In § 52 Abs. 9 entfdllt die Wendung ,, , sofern dies gem. Abs. 1 Z 3 oder Abs. 2 Z 3 erforderlich ist,
und werden folgende Sditze angefiigt:

,Die Ergianzungspriifung ist im Rahmen des Besuches eines dafiir eingerichteten Hochschullehrganges
oder Universitétslehrganges abzulegen. Fiir die Ablegung einer solchen Ergédnzungspriifung gilt § 63
Abs. 10b zweiter bis flinfter Satz UG sinngemaf.*
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4. Dem § 80 wird folgender Abs. 15 angefiigt:

,»(15) Die §§ 50 Abs. 11, 52 Abs. 1 und 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018
sind auf Antrige fiir die Zulassung zu Studien ab dem Sommersemester 2019 anzuwenden.*

Artikel 10
Anderung des Auslinderbeschiftigungsgesetzes

Das Auslédnderbeschiftigungsgesetz (AuslBG), BGBI. Nr. 218/1975, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI.I  Nr. 66/2017, die Kundmachung BGBIL.1 Nr.1/2018 wund die
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017 BGBI. I Nr. 164/2017 wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 1 Abs. 2 lit. g wird folgende lit. h eingefiigt:

,»(h) Auslander hinsichtlich ihrer Tétigkeit als Forscher geméll § 2 Abs. 17 sowie deren Ehegatten
und Kinder;*

2. Dem § 2 werden folgende Abs. 14 bis 17 angefiigt:

»(14) Als Volontiare gelten Ausldnder, die ausschlieBlich zum Zwecke der Erweiterung und
Anwendung von Kenntnissen zum Erwerb von Fertigkeiten fiir die Praxis ohne Arbeitspflicht und ohne
Entgeltanspruch bis zu drei Monaten im Kalenderjahr beschéftigt werden und dabei keine Hilfsarbeiten,
einfache angelernte Téatigkeiten oder Arbeiten auf Baustellen verrichten.

(15) Als Ferial- oder Berufspraktikanten gelten Schiiler, die eine im Rahmen eines geregelten Lehr-
oder Studienganges an einer inldndischen Bildungseinrichtung mit Offentlichkeitsrecht vorgeschriebene
Tatigkeit verrichten.

(16) Als Praktikanten im Sinne der Richtlinie (EU) 2016/801 iiber die Bedingungen fiir die Einreise
und den Aufenthalt von Drittstaatsangehdrigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung
eines Praktikums, zur Teilnahme an einem Freiwilligendienst, Schiileraustauschprogrammen oder
Bildungsvorhaben und zur Ausiibung einer Au-pair-Tatigkeit (im Folgenden: Forscher- und Studenten-
Richtlinie), ABL Nr. L 132 vom 21.05.2016 S. 21 gelten Auslénder, die in einem Drittstaat ein Studium
absolvieren, das zu einem Hochschulabschluss fiihrt, oder vor nicht mehr als zwei Jahren einen
Hochschulabschluss erlangt haben und im Rahmen einer Vereinbarung eines studienbezogenen
Praktikums mit einer aufnehmenden Einrichtung auf entsprechendem Qualifikationsniveau fiir die Dauer
von 91 bis 180 Tagen beschiftigt werden, um sich Wissen, praktische Kenntnisse und Erfahrungen in
einem beruflichen Umfeld anzueignen.

(17) Als Forscher im Sinne der Forscher- und Studenten-Richtlinie gelten Ausldnder, die iiber einen
Doktorgrad oder einen geeigneten Hochschulabschluss, der diesen den Zugang zu Doktoratsprogrammen
ermoglicht, verfiigen und im Rahmen einer Forschungseinrichtung eine wissenschaftliche Tétigkeit
verrichten, fiir die normalerweise ein solcher Abschluss erforderlich ist.*

3. § 3 Abs. 5 lautet:

,»(5) Auslinder, die als Volontére (§ 2 Abs. 14), Ferial- oder Berufspraktikanten (§ 2 Abs. 15) oder
Praktikanten (§ 2 Abs. 16) beschiftigt werden, bediirfen keiner Beschiftigungsbewilligung. Die
Beschiftigung ist vom Inhaber des Betriebs, in dem der/die AuslédnderIn beschéftigt wird, spétestens drei
Wochen vor Beginn der zustindigen regionalen Geschiftsstelle des Arbeitsmarktservice und der
zustindigen Abgabenbehorde nach MaBgabe der Bestimmungen des
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes — AVOG, BGBI. Nr. 18/1975, anzuzeigen. Die zustindige
regionale Geschiftsstelle des Arbeitsmarktservice hat binnen zweier Wochen eine Anzeigebestitigung
auszustellen. Nach Ablauf dieser Frist darf die Beschiftigung aber auch vor Ausstellung der
Anzeigebestitigung aufgenommen werden. Bei einer allfdlligen Ablehnung der Anzeigebestatigung nach
Ablauf dieser Frist ist die bereits begonnene Beschéftigung umgehend, spétestens jedoch binnen einer
Woche nach Zustellung der Ablehnung, zu beenden. Die Anzeigebestitigung ist nur auszustellen, wenn
die Gewidhr gegeben ist, dass der wahre wirtschaftliche Gehalt der beabsichtigten Beschéftigung dem
eines Volontariates (§ 2 Abs. 14) oder eines Praktikums (§ 2 Abs. 15 oder 16) entspricht.”

4. § 4 Abs. 3 Z 6 lautet:

,,0. der Ausldnder iiber eine Aufenthaltsbewilligung als Schiiler (§ 63 NAG) oder Student (§ 64
Abs. 1 und 4 NAG) verfiigt oder Inhaber eines giiltigen Aufenthaltstitels ,,Student™ eines anderen
Mitgliedstaates der Europédischen Union ist und im Rahmen eines Unions- oder multilateralen
Programms mit MobilitditsmaBnahmen oder einer Vereinbarung zwischen zwei oder mehreren
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Hochschuleinrichtungen einen Teil des Studiums in einer inldndischen Hochschuleinrichtung
absolviert oder*

5. 84 Abs. 7 Z 2 lautet:
,,2. Schiilern und Studenten (Abs.3 Z 6) fiir eine Beschiftigung, die 20 Wochenstunden nicht

iiberschreitet,*
6. Dem § 34 wird folgender Abs. 45 angefiigt:

»(45) § 1 Abs. 2 lit. h, § 2 Abs. 14 bis 17, § 3 Abs. 5 sowie §4 Abs.3 Z 6 und Abs. 7 Z2 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft und sind auf
Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. August 2018 ereignen.*

Artikel 11
Anderung des Gedenkstittengesetzes

Das Gedenkstittengesetz (GStG), BGBIL. I Nr. 74/2016, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 32/2018, wird wie folgt geéndert:

1. In § 14 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,zu Beginn des dritten Quartals* durch die Wortfolge ,,sechs Wochen
vor Beginn des ndchsten Kalenderjahres* ersetzt.
2. Dem § 37 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) § 14 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.“

Artikel 12
Anderung des Meldegesetzes 1991
Das Meldegesetz 1991 (MeldeG), BGBI. Nr. 9/1992, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 32/2018, wird wie folgt gedndert:
1. § 7 Abs. 3 lautet:

»(3) Die Meldepflicht fiir einen volljdhrigen entscheidungsunféhigen Menschen trifft seinen
gesetzlichen Vertreter (§ 1034 ABGB), wenn sie in dessen Wirkungsbereich fallt. Nimmt der vertretene
Mensch nicht bei oder mit dem gesetzlichen Vertreter Unterkunft, trifft die Meldepflicht den
Unterkunftgeber.*

2. Dem § 23 wird folgender Abs. 19 angefiigt:

»(19) § 7 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.“

Artikel 13
Anderung des Personenstandsgesetzes 2013

Das Personenstandsgesetz 2013 (PStG 2013), BGBL. I Nr. 16/2013, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 32/2018, wird wie folgt geéndert:

1. In §11 Abs. 1 Z4 wird das Wort ,Jugendwohlfahrtstragers* durch die Wortfolge ,Kinder- und
Jugendhilfetrégers* ersetzt.

2.§ 67 Abs. 1 Z 2 lautet:
,,2. die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters zur EheschlieBung einer minderjéhrigen Person;*

3.§ 67 Abs. 2 entfillt.

4. Dem § 72 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

»(10) §11 Abs.1 Z4 sowie § 67 Abs.1 Z2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. XX/2018 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt § 67 Abs. 2 auller
Kraft.«
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Artikel 14
Anderung des Zivildienstgesetzes 1986

Das Zivildienstgesetz 1986 (ZDG), BGBI. Nr. 679/1986, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 32/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 22 Abs. 1a wird das Wort ,Behinderung* durch das Wort ,Beeintrachtigung* ersetzt.

2. Dem § 76¢ wird folgender Abs. 36 angefiigt:

»(36) § 22 Abs. la in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft.“

Artikel 15
Anderung des Sicherheitspolizeigesetzes

Das Sicherheitspolizeigesetz (SPG), BGBIL. Nr. 566/1991, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 29/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In den §§ 24 Abs. 1 Z 3 sowie 57 Abs. 1 Z 8 wird jeweils das Wort ,Behinderung® durch das Wort
,Beeintrachtigung* ersetzt.
2. Dem § 94 wird folgender Abs. 45 angefiigt:

»(45) §24 Abs.1 Z3 sowie §57 Abs.1 Z8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. XX/2018 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.
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	24. In § 43 Abs. 1 Z 2 lit. a wird die Wortfolge „Sicherung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme“ durch die Wendung „weiteren Verfahrensführung“ und die Wortfolge „einer Erstaufnahmestelle oder einer Regionaldirektion“ durch die Wortfolge „einer Ersta...
	25. In § 47 Abs. 2 wird das Zitat „§§ 38 Abs. 1 Z 4 und 5“ durch das Zitat „§§ 38 Abs. 1 Z 3 und 4“ ersetzt.
	26. Dem § 56 wird folgender Abs. 12 angefügt:

	Artikel 5
	Änderung des BFA-Einrichtungsgesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 5 folgender Eintrag eingefügt:
	2. In § 2 Abs. 5 wird das Zitat „§§ 38 Abs. 1 Z 4 und 5“ durch das Zitat „§§ 38 Abs. 1 Z 3 und 4“ ersetzt.
	3. Nach § 5 wird folgender § 5a samt Überschrift eingefügt :
	4. Dem § 8 wird folgender Abs. 5 angefügt:


	Artikel 6
	Änderung des Grundversorgungsgesetzes-Bund 2005
	1. Nach § 2 Abs. 1a werden folgende Abs. 1b bis 1e eingefügt:
	2. In § 8 Abs. 1 wird die Wortfolge „Volksgruppe und Gesundheitszustand“ durch die Wortfolge „Volksgruppe, Gesundheitszustand und sichergestellte Bargeldbeträge gemäß § 39 Abs. 3 BFA-VG“ ersetzt.
	3. In § 8 Abs. 10 wird das Wort „Jugendwohlfahrtsbehörden“ durch die Wendung „Kinder- und Jugendhilfeträger“ ersetzt.
	4. Dem § 16 wird folgender Abs. 23 angefügt:


	Artikel 7
	Änderung des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985
	1. In § 7a Abs. 3 entfällt die Wendung „Vormundschafts oder“.
	2. In § 11a entfällt in Abs. 4 die Z 1 und wird folgender Abs. 7 angefügt:
	3. In § 12 Abs. 1 Z 2 wird das Wort „eigenberechtigt“ durch das Wort „voll handlungsfähig“ sowie das Wort „Eigenberechtigung“ durch das Wort „vollen Handlungsfähigkeit“ ersetzt.
	4. In § 15 Abs. 1 Z 4 wird das Zitat „§ 11a Abs. 4 Z 1“ durch das Zitat „§ 11a Abs. 7“ ersetzt.
	5. In § 21 Abs. 2 wird vor dem Wort „Fremder“ das Wort „volljähriger“ eingefügt und entfällt die Wortfolge „, der eigenberechtigt ist oder der das 18. Lebensjahr vollendet hat und nur infolge seines Alters nicht eigenberechtigt ist,“.
	6. In § 27 Abs. 2 wird das Wort „eigenberechtigter“ durch die Wendung „voll handlungsfähiger“ ersetzt und entfällt die Wendung „Vormundschafts oder“.
	7. In § 28 Abs. 4 wird das Wort „eigenberechtigten“ durch die Wendung „voll handlungsfähigen“ sowie das Wort „eigenberechtigt“ durch die Wendung „voll handlungsfähig“ ersetzt und entfällt die Wendung „Vormundschafts oder“.
	8. In § 30 Abs. 2 wird das Wort „eigenberechtigten“ durch die Wendung „voll handlungsfähigen“ ersetzt.
	9. Dem § 64a werden folgende Abs. 28 und 29 angefügt:


	Artikel 8
	Änderung des Universitätsgesetzes 2002
	1. Dem § 60 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt:
	2. § 63 Abs. 1 Z 3 lautet:
	3. § 63 Abs. 10 lautet:
	4. Nach § 63 Abs. 10 werden folgende Abs. 10a und 10b eingefügt:
	5. Dem § 143 wird folgender Abs. 55 angefügt:


	Artikel 9
	Änderung des Hochschulgesetzes 2005
	1. Dem § 50 Abs. 11 werden folgende Sätze angefügt:
	2. § 52 Abs. 1 Z 3 lautet:
	3. In § 52 Abs. 9 entfällt die Wendung „ , sofern dies gem. Abs. 1 Z 3 oder Abs. 2 Z 3 erforderlich ist, “ und werden folgende Sätze angefügt:
	4. Dem § 80 wird folgender Abs. 15 angefügt:


	Artikel 10
	Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes
	1. Nach § 1 Abs. 2 lit. g wird folgende lit. h eingefügt:
	2. Dem § 2 werden folgende Abs. 14 bis 17 angefügt:
	3. § 3 Abs. 5 lautet:
	4. § 4 Abs. 3 Z 6 lautet:
	5. § 4 Abs. 7 Z 2 lautet:
	6. Dem § 34 wird folgender Abs. 45 angefügt:


	Artikel 11
	Änderung des Gedenkstättengesetzes
	1. In § 14 Abs. 2 wird die Wortfolge „zu Beginn des dritten Quartals“ durch die Wortfolge „sechs Wochen vor Beginn des nächsten Kalenderjahres“ ersetzt.
	2. Dem § 37 wird folgender Abs. 4 angefügt:


	Artikel 12
	Änderung des Meldegesetzes 1991
	1. § 7 Abs. 3 lautet:
	2. Dem § 23 wird folgender Abs. 19 angefügt:


	Artikel 13
	Änderung des Personenstandsgesetzes 2013
	1. In § 11 Abs. 1 Z 4 wird das Wort „Jugendwohlfahrtsträgers“ durch die Wortfolge „Kinder- und Jugendhilfeträgers“ ersetzt.
	2. § 67 Abs. 1 Z 2 lautet:
	3. § 67 Abs. 2 entfällt.
	4. Dem § 72 wird folgender Abs. 10 angefügt:


	Artikel 14
	Änderung des Zivildienstgesetzes 1986
	1. In § 22 Abs. 1a wird das Wort „Behinderung“ durch das Wort „Beeinträchtigung“ ersetzt.
	2. Dem § 76c wird folgender Abs. 36 angefügt:


	Artikel 15
	Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes
	1. In den §§ 24 Abs. 1 Z 3 sowie 57 Abs. 1 Z 8 wird jeweils das Wort „Behinderung“ durch das Wort „Beeinträchtigung“ ersetzt.
	2. Dem § 94 wird folgender Abs. 45 angefügt:



